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Was sagt eigentlich die CDU zum Thema Atomkraft? Und wie hält es die Linkspartei mit der biologischen Vielfalt? In einer vergleichenden Tabelle hat die EU-Koordinations-
stelle des Deutschen Naturschutzrings die umweltpolitischen Aussagen der Parteien aus den Europawahlprogrammen herausgefiltert und ausgewertet. Die Tabelle ist thematisch 
gegliedert und die Formulierungen eng an den Wortlaut der Originaltexte angelehnt. Auf diese Weise wird neutral dargestellt, was CDU, SPD, FDP, Grüne und Linkspartei in 
ihren Europawahlprogrammen zu den verschiedenen umweltpolitischen Themen zu sagen haben. Da Papier, auf dem Parteiprogramme gedruckt werden, ganz besonders geduldig 
ist, sei jedem/jeder angeraten, in der Praxis zu überprüfen, wie ernst die einzelnen Politiker ihre eigenen Aussagen nehmen. 
 
CDU: http://www.cdu.de/doc/pdfc/090316-europa-wahlprogramm-2009.pdf  
SPD: http://www.spd.de/de/aktuell/veranstaltungen/081208_europa-delegiertenkonferenz/081208_europamanifest.html  
FDP: http://www.fdp-europawahl.de/files/14211/eu-programm.pdf  
Die Grünen: http://www.gruene-partei.de/cms/default/dok/267/267120.starkes_team_zieht_in_europawahlkampf.htm  
Linkspartei: http://die-linke.de/partei/organe/parteitage/europaparteitag_2009/solidaritaet_demokratie_frieden_gemeinsam_fuer_den_wechsel_in_europa_europawahlprogramm/  
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich an: 
Sara Becker, Tel. +49 (0)30 / 6781775-87, E-Mail: berlin1@dnr.de  
 
 
 

Thema: Klimawandel 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Umsetzung der selbstgesteckten 
Klimaziele (Reduzierung CO2- 
Ausstoß um 20 Prozent,). 

Umsetzung der selbstgesteckten 
Klimaziele durch die EU (Reduzie-
rung des CO2-Ausstoßes um 20 
Prozent); Verabschiedung einer 
ambitionierten Klimaschutzrichtli-
nie mit ambitionierten Zielen und 
Maßnahmen in Sektoren wie Land-
wirtschaft, Nahrungsmittel, Bau 
und Verkehr, die von den bisheri-
gen Regelungen des EU-Klima und 
Energiepakets nicht erfasst sind. 

Reduzierung der Treibhausgase um 
20 Prozent gegenüber 1990. 

Die EU muss ihre Treibhausgas-
emissionen bis 2020 um mindes-
tens 30 Prozent und bis 2050 um 
mindestens 80 Prozent reduzieren. 

Der Ausstoß an Klimagasen muss 
in der EU bis zum Jahr 2020 um 
mindestens 40 Prozent und bis 
2050 um 90 Prozent gegenüber 
1990 verringert werden. Die Min-
derungen müssen durch Maßnah-
men innerhalb der EU erreicht 
werden. Der Zukauf von Emissi-
onsrechten aus anderen Teilen der 
Welt ist auszuschließen. 

 
Thema: Internationale Umwelt- und Klimapolitik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Die EU muss laut CDU ihre eige-
nen Klimaschutzziele umsetzen 
und eine europäische Energiestra-
tegie entwickeln, um international 

Die EU muss laut SPD geschlossen 
und entschlossen in den internatio-
nalen Klimaverhandlungen auftre-
ten und auf weit reichende Ziele im 

Die EU muss sich laut FDP inter-
national für verbindliche, weltwei-
te Klimaschutzziele im Rahmen 
eines Post-Kyoto-Abkommens 

Entwicklungs- und Schwellenlän-
der müssen bei Technologietrans-
fer und Anpassung an den Klima-
wandel über geeignete Finanzin-

Um die Verhandlungen über ein 
Kyoto-Folgeabkommen zu be-
schleunigen, muss die EU muss 
deutlich mehr Finanzmittel für den 



glaubhaft und einheitlich auftreten 
zu können. 

internationalen Klimaschutz für die 
Zeit nach Auslaufen des Kyoto-
Protokolls in 2012 dringen.  

einsetzen; die EU und ihre Mit-
gliedsstaaten müssen ausreichende 
finanzielle Mittel für einen Tech-
nologiefonds, einen Anpassungs-
fonds und für die Finanzierung von 
Aufforstungsprojekten in den Tro-
pen bereitstellen. Es muss mehr 
Initiativen zur Umsetzung von 
Klimaschutzprojekten in Entwick-
lungsländern geben durch konse-
quente Nutzung des Clean Deve-
lopment Mechanisms (CDM), die 
Anrechnung von Aufforstungspro-
jekten und Maßnahmen zur Ver-
meidung von Abholzung. CDM 
muss so reformiert werden, dass 
die Zusätzlichkeit der Projekte 
sichergestellt ist. 

strumente und nachhaltige CDM-
Projekte unterstützt werden. Ein 
Export jeglicher Reduktionsbemü-
hungen in Entwicklungsländer, um 
zu Hause unverändert weiter wirt-
schaften zu können, wie es sowohl 
der Emissionshandel als auch die 
Richtlinie zur Lastenteilung 
(CDM) aktuell zulassen, sind da-
gegen kein Zeichen des Aufbruchs. 

Klima- und Regenwaldschutz 
sowie für Anpassungsmaßnahmen 
in Entwicklungsländern bereitstel-
len. 

 
Thema: Emissionshandel 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Das europäische Emissionshan-
delssystem soll für Staaten und 
Handelssysteme außerhalb der EU 
geöffnet werden und langfristig zu 
einem globalen System weiteent-
wickelt werden. 

Nur Nennung als Eckpfeiler des 
EU-Klima- und Energiepakets im 
Europawahlprogramm der SPD. 

Die FPD begrüßt den Emissions-
handel und  fordert zügige Ver-
handlungen über die Vernetzung 
des EU-Emissionshandels mit 
neuen Emissionshandelssystemen 
in Nordamerika und Australien. 
Ausweitung des Emissionshandels 
auf den gesamten Verkehr und den 
Wärmemarkt. Ansatzpunkt soll 
dort die oberste Handelsebene von 
Brennstoffen sein. 

Das Ende 2008 beschlossene Sys-
tem, das lediglich auf einer 20-
prozentigen CO2 Reduktion ba-
siert, muss auf eine 30-prozentige 
Emissionsreduktion angehoben 
werden. Auch muss die Entschei-
dung revidiert werden, dass die 
verarbeitende Industrie von der 
Zertifikatsversteigerung ausge-
nommen ist. Flug- und Schiffsver-
kehr müssen in den Emissionshan-
del mit einbezogen werden. Dabei 
ist es egal, ob es ein innereuropäi-
scher Flug ist oder ob die Grenzen 
der EU übertreten werden. 

Der EU-Emissionshandel hat aus 
Sicht der Linken als zentrales Kli-
maschutzinstrument versagt. An 
die Stelle des Emissionshandels 
müssen deshalb radikale ord-
nungspolitische Eingriffe in die 
Energiewirtschaft treten. 

 
 
 



Thema: Industrieemissionen 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angabe Keine Angabe Die zum Teil missbräuchlich ge-

nutzten Spielräume der Mitglieds-
staaten bei Emissionsgrenzwerten 
für Industrieanlagen müssen laut 
FDP abgeschafft werden. Die FDP 
unterstützt einheitliche europäische 
Standards für deren Genehmigung 
und Betrieb durch eine Revision 
der Richtlinie über die integrierte 
Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung (IVU-
Richtlinie) 

Siehe Emissionshandel. Keine Angabe 

 
Thema: Anpassung an den Klimawandel 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Anpassungsmaßnahmen an unver-

meidbare klimatische Veränderun-
gen wie Deichbau, Küsten- und 
Hochwasserschutz sind laut FDP 
unverzichtbar. 

Die Entwicklungsländer sollen bei 
der Anpassung an den Klimawan-
del umfassend finanziell unter-
stützt werden. 

Mit Planungsmaßnahmen in 
Raumordnung, Stadtentwicklung, 
Küstenschutz und Landschafts-
pflege soll dem bereits in Gang 
gesetzten Klimawandel und seinen 
Folgen begegnet werden. 

 
Thema: Landwirtschaft 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Ein „wirksamer Verbraucher-, 
Natur- und Tierschutz“ sind der 
CDU zufolge Voraussetzung für 
eine nachhaltige Landwirtschaft. 
Ihrer Ansicht nach kann auf das 
Instrument der Direktzahlungen an 
die europäischen Bauern nicht 
verzichtet werden. 

Die SPD fordert Maßnahmen im 
Bereich Landwirtschaft im Rah-
men einer neuen EU-
Klimaschutzrichtlinie. 

Keine Angaben Mit europäischen Mitteln wollen 
die Grünen ökologischen Landbau, 
eine nachhaltige ländliche Wirt-
schaft und den Einstieg in eine 
ausgewogene Ernährungspolitik 
fördern; ökologische Praxis, die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und 
tiergerechte Haltung müssen ge-
fördert werden. Mit einem Klima-
bonus soll klimaverträgliche Be-
wirtschaftung belohnt werden; für 
die Grünen sind die EU-

Die Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) der EU ist so auszugestal-
ten, dass sie sowohl den Interessen 
der Menschen als auch der Ver-
antwortung für die Ernährungssou-
veränität anderer Regionen der 
Welt entspricht. Das Recht auf 
Nahrung muss mit ökologischer 
Verantwortung umgesetzt werden; 
Die natürlichen Ressourcen sind 
sozial, ökologisch und ökonomisch 
nachhaltig zu nutzen und die natür-



Programme zur Erhaltung der 
genetischen Ressourcen unzurei-
chend. Es sollen Gesetzesrahmen 
und Förderprogramme geschaffen 
werden, die genetische Vielfalt als 
Lebensgrundlage fördern. 

lichen Lebensgrundlagen Wasser, 
Boden und Biodiversität dauerhaft 
zu erhalten. Standards in der Um-
weltverträglichkeit von Produkti-
onsverfahren und im Tierschutz 
müssen weiterentwickelt und EU-
weit harmonisiert werden; Die 
notwendigen Agrarbeihilfen sind 
künftig auf nachhaltige Landnut-
zungskonzepte und existenzsi-
chernde Arbeitsplätze auszurich-
ten. Die Förderung des ökologi-
schen Landbaus und sein Wachs-
tum müssen auch zukünftig ge-
währleistet sein. Die Konzentration 
von Bodeneigentum und die Spe-
kulationen auf dem Agrarroh-
stoffmarkt sind zu unterbinden, 
Exportsubventionen abzuschaffen. 

 
Thema: Fossile Energieträger 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Auf absehbare Zeit bleibt die EU 
aus Sicht der CDU auf die Nutzung 
fossiler Energieträger angewiesen. 

Keine Angaben. Keine Angaben Die Grünen fordern ein Moratori-
um für neue Kohlekraftwerke. 

Der Neubau von Kohlekraftwerken 
muss aus Sicht der Linken verhin-
dert werden. 

 
Thema: Atomkraft 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Auch auf die Nutzung von Kern-
kraft kann nach Meinung der CDU 
in absehbarer Zeit nicht verzichtet 
werden. 

Aufgrund ihrer erheblichen Si-
cherheitsrisiken, der ungeklärten 
Entsorgungsfrage radioaktiver 
Abfälle und der Endlichkeit der 
benötigten Uranvorkommen lehnt 
die SPD Kernkraftnutzung ab. 

Keine Angaben. Die Grünen fordern den Ausstieg 
aus der Atomenergie und die Ab-
schaffung von Euratom. Solange 
noch AKW in Europa betrieben 
werden, müssen diese nach den 
besten technischen Möglichkeiten 
ausgestattet sein. Um zumindest 
einen Teil der externen Kosten zu 
internalisieren, wollen die Grünen 
EU-weit Brennelementesteuern, 
eine unbeschränkte Haftung für 

Die Linken fordern einen unver-
züglichen und unumkehrbaren 
Ausstieg aus der Atomwirtschaft. 
Der Euratom-Vertrag soll beendet 
werden. Sofortige Stilllegung der 
Wiederaufarbeitungsanlagen La 
Hague und Sellafield, ein Verbot 
der Wiederaufbereitung abge-
brannter Brennstäbe und – bis zur 
Inbetriebnahme geeigneter Endla-
ger – den Verzicht auf Rücktrans-



mögliche Atomunfälle und die 
Einrichtung von staatlichen Fonds 
zur Deckung von Abriss und End-
lagerkosten. 

porte hochradioaktiven Wiederauf-
arbeitungsmülls in die Herkunfts-
länder. 

 
Thema: Bioenergie 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Landwirtschaft und ländliche Re-
gionen in Europa sollen von den 
neuen Möglichkeiten der Produkti-
on von Bioenergie und nachwach-
senden Rohstoffen profitieren 
können. 

Keine Angaben Bei importierter Biomasse muss 
die EU laut FDP eine international 
wirksame Zertifizierung in die 
Praxis umsetzen, die sicherstellt, 
dass die Kraftstoff- oder Strom-
produktion nicht die Abholzung 
des Regenwaldes oder anderer 
ökologisch sensibler Gebiete för-
dert. 

Die Grünen halten nachhaltig an-
gebaute Biomasse für eine Chance, 
Klimaschutz und Energiesicherheit 
zu verbinden. Allerdings darf 
durch die Bioenergie-Produktion 
nicht die Welternährung und die 
biologische Vielfalt in Gefahr 
geraten. Es sollen deshalb nur 
diejenigen Energieunternehmen 
gefördert werden, die in ökolo-
gisch und sozial tragfähige Ener-
gieerzeugungssysteme investieren; 
die Grünen fordern klare ökologi-
sche und soziale Standards für die 
Erzeugung pflanzlicher Rohstoffe, 
die Umsetzung der EU-Richtlinie 
für erneuerbare Energien in natio-
nale Nachhaltigkeitsverordnungen 
und eine international anerkannte 
Folgenabschätzung und Zertifizie-
rung für den Pflanzenanbau im 
Hinblick auf die globale Ernäh-
rungssicherheit und den Erhalt der 
biologischen Vielfalt. 

Das Agroenergie-Ausbauziel der 
EU ist angesichts von Tropen-
waldvernichtung, Vertreibung von 
Kleinbauern etc. auf die in der EU 
nachhaltig zu produzierende Bio-
masse zu beschränken. 

 
Thema: Erneuerbare Energien 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien auf 20 Prozent bis 2020. 

Europäische Technologieführer-
schaft im Bereich Erneuerbare 
Energien soll ausgebaut werden; 
Ausbau erneuerbarer Energien in 
Europa; erneuerbare Energie als 

Die FDP fordert eine Innovations-
offensive für Erneuerbare Energien 
und die Förderung moderner CO2-
Abscheidungstechnik (CCS); Er-
höhung des Anteil an Erneuerbaren 

Die Grünen wollen die EU voll-
ständig auf erneuerbare Energien 
umstellen. Dieses Ziel soll bis 
2040, spätestens jedoch bis 2050 
erreicht werden; Gründung einer 

Der Umbau des Energiesystems 
hin zu erneuerbaren Energien muss 
beschleunigt werden; 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer 
Energien auf 25 Prozent bis 2020. 



Beitrag zu einer Diversifikation der 
Energiequellen und damit zu mehr 
Energiesicherheit. 

Energien auf 20 Prozent bis 2020.  Gemeinschaft für Erneuerbare 
Energien (EURENEW) durch 
Umwidmung von Euratom-
Mitteln. 

 
Thema: Energieeffizienz 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Erhöhung der Energieeffizienz um 
20 Prozent. 

Europäische Technologieführer-
schaft im Bereich Energieeffizienz 
soll ausgebaut werden. 

Keine Angaben Bis 2020 eine Energieeffizienz-
steigerung um mindestens 20 Pro-
zent. Dies muss eine bindende 
Verpflichtung für die Mitgliedstaa-
ten sein; Anreize für Öko-
Innovationen schaffen, Verbesse-
rung der Verbrauchskennzeich-
nung von Endgeräten, europaweite 
Mindeststandards für Endgeräte 
und ein Verbot von Stand-By-
Schaltungen; Durchsetzung des 
Top-Runner-Prinzips: die jeweils 
energieeffizientesten Geräte einer 
Produktklasse geben den Maßstab 
vor, den alle vergleichbaren Pro-
dukte innerhalb eines festgelegten 
Zeitraums erreichen müssen; Wei-
terentwicklung der EU-Richtlinie 
zur Gebäudesanierung- und däm-
mung; Konsequente Wettbewerbs-
politik und Regulierung auf den 
Energiemärkten. 

Ein Umbau des Energiesystems hin 
zu einem sparsameren Umgang mit 
Energie muss beschleunigt werden. 

 
Thema: Energieaußenpolitik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Die CDU will sich für eine ge-
meinsame europäische Energiestra-
tegie einsetzen, die den Einfluss 
der EU auf den globalen Energie-
märkten erhöht. Dazu gehört die 
Erschließung weiterer Bezugsquel-
len (Diversifikation), die sowohl 

Die SPD fordert die Entwicklung 
einer gemeinsamen Energieaußen-
politik durch die EU, damit sie aus 
einer starken Position mit den 
Förder- und Transitländern über 
eine sichere und nachhaltige Ener-
gieversorgung verhandeln kann. 

Keine Angaben Den Weg der militärischen Absi-
cherung der Energieversorgung, 
wie sie im Weißbuch der EU ge-
fordert wird, lehnen die Grünen ab. 
Versorgungssicherheit soll erreicht 
werden durch die Förderung er-
neuerbarer Energien und über 

Ablehnung einer Militarisierung 
der Energieversorgung. 



neue Pipelineprojekte als auch 
andere technische Transportalter-
nativen in Betracht zieht. 

multilaterale und regionale Koope-
ration. Die bisher zersplitterte 
Zuständigkeit für Energiepolitik 
wollen wir beenden und in einer 
Zuständigkeit der Kommission 
zusammenführen. Eine internatio-
nale Agentur für Erneuerbare E-
nergien (IRENA) soll Industrie- 
und Entwicklungsländer beim 
Ausbau von erneuerbaren Energien 
beraten und unterstützen. 

 
Thema: Governance der EU-Umweltpolitik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Verstöße gegen Umweltvorschrif-

ten müssen konsequent verfolgt 
werden; zugleich muss die Rege-
lungsdichte im Umweltbereich 
merklich verringert werden; euro-
päische Umweltpolitik mit mehr 
Markt und Eigenverantwortung, 
Anreize statt Verbote 

Die Grünen fordern ein Verbands-
klagerecht in der EU, damit nicht 
mehr nur EinzelbürgerInnen gegen 
Versäumnisse der Umsetzung von 
Umweltvorgaben auf nationaler 
oder lokaler Ebene klagen können. 

Die Strom- und Gasnetze müssen 
in die öffentliche Hand überführt 
werden.  

 
Thema: Biologische Vielfalt 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Die Vielfalt an Lebensräumen und 

Arten in Europa soll geschützt und 
langfristig erhalten werden. 

Berücksichtigung des Vorsorge-
prinzips beim Schutz der Biodiver-
sität. Initiierung eines Prozesses 
zur forcierten Forschung und Be-
standsaufnahme zur biologischen 
Vielfalt sowie der Definition klarer 
Zielsetzungen einer Politik für 
Biodiversität. Das Verursacher-
prinzip soll für die Reparatur zer-
störender Eingriffe maßgeblich 
sein; die EU muss wirksamere 
Maßnahmen gegen den Handel mit 
illegal geschlagenem Holz ergrei-
fen. 

Die Grünen stehen für eine Politik 
und für eine gesellschaftliche Hal-
tung, die Schutz und nachhaltige 
Nutzung unserer natürlichen Le-
bensgrundlagen vereint. Einseitige 
Maßnahmen, die sich nur auf den 
Schutz einer gesonderten Art be-
ziehen, greifen zu kurz. Sie fordern 
deshalb die Integration des Biodi-
versitätsschutzes in alle Politikbe-
reiche. Dazu ist ein systematischer 
Ansatz notwendig. Es gilt, Biodi-
versitätspolitik als Quer-
schnittsaufgabe zu verstehen und 

Stärkung des Natura 2000-
Schutzgebietsnetzes auf dem Land 
und im Meer. Der Rückgang der 
Artenvielfalt muss unverzüglich 
gestoppt werden. Die Einfuhr von 
und der Handel mit illegal ge-
schlagenem Tropenholz sind EU-
weit zu verbieten.  



konsequent umzusetzen. Die Grü-
nen fordern zudem die Stärkung 
des Natura-2000-Netzes durch 
stärkeren Schutz, langfristige Fi-
nanzierungsmechanismen und 
umfassende Management- und 
Monitoring-Systeme. Verbindung 
der einzelnen Natura-2000 Gebiete 
miteinander z.B. durch ein Wild-
wegenetz.  

 
Thema: Verkehr 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Die SPD fordert Verkehrsmaß-

nahmen im Rahmen einer neuen 
EU-Klimaschutzrichtlinie. 

Im Schiffsverkehr müssen die 
Luftverunreinigungen durch 
Schwefel- und Stickstoffemissio-
nen gesenkt werden. Neben der 
Verschärfung von Grenzwerten 
muss eine flächendeckende land-
seitige Stromversorgung der Schif-
fe während der Liegezeiten in 
Häfen aufgebaut werden.; 
Die Nutzung der Elektromobilität 
ist in Europa systematisch voran-
zutreiben. Der Klimaschutz im 
Straßenverkehr ist vordringlich 
durch die Nutzung des Emissions-
handels zu erreichen und, wenn 
überhaupt, dann nur vorüberge-
hend mit Hilfe bürokratischer 
Grenzwerte und einseitiger Belas-
tungen für die Automobilhersteller. 
 

Leistungsfähige öffentliche Ver-
kehrsmittel müssen das Rückgrat 
eines umweltverträglichen Mobili-
tätssystems werden, dazu gehören 
nationale Radverkehrspläne, car-
sharing-Modelle und saubere Au-
tos der Zukunft. Ein flächende-
ckendes Bahnnetz – auch in ländli-
chen Regionen – muss Alternati-
ven zum Straßen- und Flugverkehr 
bieten. Vorfahrt für die Schiene 
beim Ausbau der Transeuropäi-
schen Netze. LKW-Maut, die alle 
ökologischen und sozialen Kosten 
einrechnet, Einbeziehung des ge-
samten Flug- und Schiffsverkehrs 
in den Emissionshandel; Europa-
weite Kerosinbesteuerung; Förde-
rung der Schifffahrt wo sie wirt-
schaftlich Sinnmacht und ökolo-
gisch verantwortbar ist.; Ableh-
nung von Wasserautobahnen wie 
im Falle von Elbe und Donau; 
Verschärfung des CO2-Grenzwerts 
für neue Pkw auf 80 g/km bis 
2020; Einführung von Tempolimits 

Grundlegende Neuausrichtung der 
Verkehrspolitik. Vermeidung von 
unnötigem Verkehr und Ausbau 
des ÖPNV. Umlenkung des Güter-
verkehrs von der Straße auf die 
Schiene; Bei der LKW-Maut sind 
die Umweltkosten einzubeziehen; 
EU-weites Verbot von Gigalinern 
und strengere Verbrauchs- und 
Abgasnormen für neue Pkw; euro-
paweite Abgabe auf fossile Kraft-
stoffe im Flug- und Schiffsverkehr. 



(max. 120 km/h). 
 
Thema: Abfall 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Dreistufige Abfallhierarchie: Ab-

fallvermeidung vor Verwertung 
vor Beseitigung. Alle Formen der 
Verwertung müssen als gleichwer-
tige Optionen betrachtet werden. 
Bei der Umsatzsteuer für Abfall 
und Abwasser sollen private und 
öffentliche Entsorger gleichgestellt 
werden. Der ermäßigte Umsatz-
steuersatz soll zur Anwendung 
kommen. 

Müllvermeidung hat oberste Priori-
tät. Es sollen dafür europaweite 
Zielvorgaben für die Müllvermei-
dung eingeführt werden und die 
Recyclingquoten erhöht werden. 
Bestehende Müllverbrennungsan-
lagen müssen dem neuesten Stand 
der Technik entsprechen. 

Abfall soll in allererster Linie 
vermieden werden, ansonsten sind 
die eingesetzten Stoffe soweit wie 
möglich zu recyceln. Die Linke 
lehnt Abfallverbrennung zur Be-
handlung der Restabfälle als Re-
gelverfahren ab, statt dessen sollen 
verstärkt alternative Verfahren wie 
mechanisch-biologische Anlagen 
gefördert werden; Der grenzüber-
schreitende Export von Abfällen ist 
zu untersagen. 

 
Thema: Chemikalien/Pestizide 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben Konsequente Umsetzung der Che-

mikalienrichtlinie REACH und 
eine Verbesserung der Auskunfts-
rechte über gefährliche Produkte; 
Kinder und sensible Personen-
gruppen müssen zum Maßstab 
werden, wenn die EU Rückstands-
höchstmengen von Pestiziden in 
Nahrungsmitteln festlegt. 

Zügige Weiterentwicklung der 
europäischen Chemikalienverord-
nung REACH im Interesse gesun-
der Lebens- und Umweltbedingun-
gen sowie einer besseren Informa-
tion der VerbraucherInnen. 

 
Thema: Meere und Gewässer 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Bessere Umsetzung der Wasser-

rahmenrichtlinie durch eine län-
derübergreifende Zusammenarbeit. 
Bekämpfung der illegalen Fische-
rei. Berücksichtigung der nachhal-
tigen Fischeri bei der Ausgestal-
tung von EU-Fischereiabkommen; 

Die Grünen fordern eine verstärkte 
Koordination von EU, nationalen 
Regierungen, regionalen und loka-
len Behörden in der Meerespolitik; 
zudem fordern sie vernetzte Mee-
resschutzgebiete mit hohen 
Schutzstandards. Die gesamteuro-

Um die Überfischung zu stoppen, 
setzt sich die Linke für ein Verbot 
der Grundschleppnetzfischerei, die 
drastische Minderung des Beifangs 
und die Kopplung der Fischerei-
subventionen an ressourcen- und 
umweltschonende Fangmethoden; 



Verbot der Grundschleppnetz-
Fischerei; Eindämmung der Indust-
riefischerei durch die Ausweisung 
von Vorrang und Ausschlussgebie-
ten. 

päische Strategie muss das Prob-
lem der Munitionsaltlasten insbe-
sondere in Nord- und Ostsee lösen; 
höhere Standards für die Schiffsi-
cherheit und eine ökologische 
Hafenpolitik; Ablehnung von 
CO2-Ablagerungen im Meer so-
lange die Unbedenklichkeit nicht 
erwiesen ist. 
Schrittweise Umsetzung eines 
Rückwurfverbots für Beifänge, 
Festlegung der Fangobergrenzen 
muss alein auf Grundlage wissen-
schaftlich-ökologischer Kriterien 
erfolgen. Die meisten Fangquoten 
müssen deutlich gesenkt werden. 
Grundschleppnetzfischerei soll 
verboten werden; das EP soll in die 
Festlegung der Fangquoten und die 
Ausgestaltung des Fischereifonds 
eingebunden werden. 
Konsequente Umsetzung der Was-
serrahmenrichtlinie. 

Einrichtung großflächiger Meeres-
schutzgebiete, in denen Müllent-
sorgung oder Ressourcenentnahme 
ausgeschlossen sind; Belastung der 
Meere durch Stoffeinträge aus 
Landwirtschaft und Industrie muss 
vermindert werden; konsequente 
Umsetzung der Wasserrahmen-
richtlinie 

 
Thema: Tierschutz 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben Die Grünen wollen die EU-

Tierschutzgesetzgebung vorantrei-
ben. Für alle Tiere, die in der 
Landwirtschaft gehalten werden, 
muss es verbindliche Haltungsvor-
schriften geben. Tiertransporte 
dürfen nur zum nächstgelegenen 
Schlachthof erfolgen und müssen 
auf acht Stunden begrenzt werden. 
Einführung eines EU-Tierschutz-
Labels; Errichtung eines interdis-
ziplinären europäischen Kompe-
tenzzentrums für Tierschutz. Die 

Verbindliche Tierschutzvorschrif-
ten auf EU-Ebene; grundsätzliches 
Verbot von Tierversuchen außer in 
begründeten Ausnahmefällen; 
Weitere Erforschung alternativer 
Testmethoden; tiergerechte und 
ethisch vertretbare Haltungs- und 
Transportbedingungen für Nutztie-
re; Schrittweise Ersetzung der 
industriellen Tierhaltung durch 
umwelt- und ressourcenschonende 
Haltungsformen; EU-weites Tier-
schutzsiegel auf Nahrungsmittel 



EU-Tierversuchsrichtlinie soll 
revidiert werden und die Bereiche 
Grundlagenforschung, Aus-, Fort- 
und Weiterbildung mit einbezie-
hen. Besonders belastende Tierver-
suche müssen verboten werden. In 
einer europäischen Datenbank 
müssen alle Tierversuche doku-
mentiert werden, um Doppelfor-
schungen zu vermeiden. Langfris-
tig sollen Tierversuche durch Al-
ternativen ersetzt werden. 

 
Thema: Lärm 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Europaweite Regelung zur Einfüh-

rung lärmabhängiger Trassenprei-
se, damit lärmärmere Schienen-
fahrzeuge in der EU eingesetzt 
werden. Verschärfung der beste-
henden Grezwerte für Reifenge-
räusche (EU-Reifenrichtlinie). 

Die Grünen fordern schärfere eu-
ropäische Lärmgrenzwerte für 
Flugzeuge, Kraftfahrzeuge, Schie-
nenfahrzeuge sowie Straßen und 
Schienenwege. Die EU-
Umgebungungslärm-Richtlinie soll 
durch verbindliche und überprüf-
bare Maßnahmen umgesetzt wer-
den. 

Keine Angaben 

 
Thema: Bodenschutz 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben. Keine Angaben. Keine Angaben. Die Grünen fordern eine europäi-

sche Bodenschutzrichtlinie, die 
Lösungen im Hinblick auf die 
zunehmende Verschlechterung der 
Böden bereithält. 

Die Linke fordert den Erlass einer 
EU-Bodenschutz-Verordnung. 

 
Thema: Gentechnik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Die FDP ist für eine für eine „ver-

antwortbare“ Nutzung der Grünen 
Gentechnik.  

Die Grünen lehnen Gentechnik ab. 
Sie wollen ein EU-weites Verbot 
für Gentech-Pflanzen. Agro-

Die von genmodifizierten Pflanzen 
ausgehenden Gefahren für Land-
wirtschaft, Ernährung und Umwelt 



Gentechnik ist aus ihrer Sicht eine 
Risikotechnologie, die nicht ver-
antwortbar ist, denn einmal in die 
Natur freigesetzte Organismen sind 
nicht mehr rückholbar. Die Grünen 
fordern eine klare Gen-
Kennzeichnung und wollen Kenn-
zeichnungslücken im EU-Recht 
schließen. Das gilt auch für Pro-
dukte wie Fleisch, Milch oder 
Käse. Den Grünen zufolge müssen 
Verbraucherinnen und Verbraucher 
wissen, ob ihre Lebensmittel von 
Tieren stammen, die mit gentech-
nisch verändertem Futter gefüttert 
wurden.  
Die Grünen weisen darauf hin, 
dass Gentechnik ein Geschäft ist, 
bei dem sich einige wenige Unter-
nehmen – wie Monsanto, DuPont 
oder Novartis – den gesamten 
Markt für gentechnisch verändertes 
Saatgut teilen und zugleich große 
Teile des Weltmarkts für Pestizide 
kontrollieren. Die Grünen wollen 
nicht, dass der Schutz von Mensch 
und Umwelt Wettbewerbsinteres-
sen untergeordnet wird. 

sind laut Linkspartei erheblich. 
Ihre Verbreitung vertieft aus ihrer 
Sicht die Abhängigkeiten von 
internationalen Saatgut- und Phar-
makonzernen. Deshalb lehnt sie 
ihren Anbau ab. Die Patentierung 
von Genen und in der Natur vor-
kommenden Substanzen darf es 
nicht geben. Bis ein Verbot gen-
technisch veränderter Pflanzen 
durchgesetzt ist, muss eine lücken-
lose Kennzeichnung gentechnisch 
veränderter Produkte eingeführt 
werden, um echte Wahlfreiheit für 
Verbraucher und Produzenten zu 
schaffen. 

 
Thema: Bezug zur Finanzkrise 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Auch unter dem Druck der Finanz-

krise muss der Einsatz für Nach-
haltigkeit und Klimaschutz gleich-
bleibend ambitioniert fortgeführt 
werden. 

Keine Angaben Die EU-Emissionsziele dürfen 
nicht mit Verweis auf die Finanz-
krise in Frage gestellt werden. Die 
EU muss die Rahmenbedingungen 
dafür setzen, dass die Konjunktur-
programme entscheidend zur Er-
reichung der Klimaziele beitragen. 

Zitat aus dem Wahlprogramm: 
„Die Wirtschaftskrise fällt zusam-
men mit Herausforderungen, die 
Leben in Wohlstand und sozialer 
Gerechtigkeit weltweit bedrohen. 
Die Krise trifft vor allem ärmere 
Menschen und Regionen. Die 
globalen Aufgaben in der Klima- 



und Energiepolitik haben sich mit 
der Wirtschaftskrise nicht erledigt. 
Sie müssen gegen die kurzfristigen 
Renditeinteressen von Banken, 
Fonds und Konzernen durchgesetzt 
werden. Dies erfordert große An-
strengungen für gemeinsame In-
vestitionen in die Energiewende. 
Europa und die europäischen Staa-
ten tragen eine besondere Verant-
wortung, ein ökologisch nachhalti-
ges Wirtschaften im globalen Maß-
stab zu fördern.“ 

 
Thema: Wirtschaftliche Dimension der Umweltpolitik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Durch den Export von Umwelt-

technologien, den Ausbau erneuer-
barer Energien und die Förderung 
von Energieeffizienz werden wirt-
schaftliches Wachstum und Be-
schäftigung erheblich gestärkt. 

Keine Angaben Die Grünen sind der Meinung, dass 
Ökologie und Wirtschaft zusam-
mengehören, denn ohne gesunde 
ökologische Entwicklung kann es 
ihrer Ansicht nach keine gesunde 
ökonomische Entwicklung geben; 
sie fordern eine „Dritte industrielle 
Revolution“ 

Sozial-ökologische Verantwortung 
und wirtschaftliche Entwicklung 
sind aus Sicht der Linkspartei kein 
Widerspruch. Ökologisch nachhal-
tiges Wirtschaften erfordert öffent-
liche Investitionen in eine zu-
kunftsfähige Energieversorgung, in 
Bildung und eine starke europäi-
sche Binnennachfrage. Leistungs-
fähige soziale Sicherungssysteme 
sind auch eine Voraussetzung für 
den ökologischen Umbau der Ge-
sellschaft. 

 
Thema: Soziale Dimension der Umweltpolitik 
CDU SPD FDP Grüne Linke 
Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben Keine Angaben. Die konkrete Ausgestaltung von 

Umweltpolitik darf nicht zu einer 
weiteren Spaltung der Gesellschaft 
führen. Bezahlbare Energie und 
Mobilität müssen auch für ein-
kommensschwache Bevölkerungs-
schichten gewährleistet bleiben; 



"Das Streben nach sozialer Ge-
rechtigkeit und ein radikaler öko-
logischer Umbau unserer Lebens- 
und Wirtschaftsweise sind zwei 
Seiten einer Medaille. So ist eine 
fortschrittliche Klimaschutzpolitik 
nicht nur überlebenswichtig für die 
natürliche Umwelt, sie ist zugleich 
ein Beitrag zum Kampf um globale 
soziale Rechte, verschärft der fort-
schreitende Klimawandel doch das 
tägliche Ringen von Millionen 
Menschen ums Überleben. Die 
konkrete Ausgestaltung von Um-
weltpolitik darf jedoch nicht zu 
einer weiteren sozialen Spaltung 
der Gesellschaft führen. Bezahlba-
re Energie und Mobilität müssen 
auch für einkommensschwache 
Bevölkerungsschichten gewähr-
leistet bleiben. Der ökologische 
Umbau bedarf daher eines starken 
sozialen Sicherungssystems."  
 

 


